
Art. 28 Grundrechte und Grundpflichten der Bürger

14 d) Von der Anmelde- bzw. Erlaubnispflicht, außer für öffentliche Tanzveranstaltun­
gen, sind ausgenommen:
- Veranstaltungen der politischen Parteien und der staatlichen Organe;
- Veranstaltungen

- der in der Volkskammer vertretenen Massenorganisationen,
- der staatlichen Einrichtungen, der volkseigenen Kombinate und Kombinatsbetriebe, der wirt­

schaftsleitenden Organe, der volkseigenen Betriebe, der sozialistischen Genossenschaften, der 
kooperativen Einrichtungen, der Kooperationsverbände und der kooperativen Vereinigungen,

- der Ausschüsse der Nationalen Front der DDR und der Mieter- und Wohngemeinschaften 
zur Wahrnehmung der sich aus ihrer Zweckbestimmung ergebenden Aufgaben in ihren eige­
nen oder von ihnen regelmäßig genutzten Räumlichkeiten und im Freien.

- Sportveranstaltungen in Sportstätten sowie Sportveranstaltungen im Freien, die vom Deutschen 
Turn- und Sportbund der Deutschen Demokratischen Republik und der Gesellschaft für Sport 
und Technik durchgeführt werden.

Von der Anmeldepflicht sind weiterhin ausgenommen:
- Veranstaltungen

- der Universitäten, Akademien, Hoch- und Fachschulen,
- der Massenorganisationen und der auf Grund von Rechtsvorschriften tätigen gesellschaftlichen 

Kommissionen und Aktivs
zur Wahrnehmung der sich aus ihrer Zweckbestimmung ergebenden Aufgaben in ihren eige­
nen oder von ihnen regelmäßig genutzten Räumlichkeiten;

- kulturelle Veranstaltungen der Theater, Museen, Varietes, Kabaretts, Zirkusse, Filmtheater und 
ähnlicher staatlicher Einrichtungen in ihren eigenen oder von ihnen regelmäßig genutzten Räum­
lichkeiten;

- Veranstaltungen mit ausschließlich religiösem Charakter der beim zuständigen staatlichen Organ 
erfaßten Kirchen und Religionsgemeinschaften und Zusammenkünfte der in ihrem Dienst ste­
henden Personen, wenn sie in eigenen oder von ihnen zu Veranstaltungen ständig genutzten 
Räumlichkeiten und von im Dienst der Kirchen und Religionsgemeinschaften stehenden Mitar­
beitern und Laien durchgeführt werden. 15 16

15 e) Werden im Zusammenhang mit der Durchführung von Veranstaltungen Maßnah­
men der Verkehrsregelung, Absperrung u. dgl. notwendig, so muß die Anmeldung 
bzw. die Beantragung der Erlaubnis mindestens vier Wochen vor Durchführung der Ver­
anstaltung erfolgen. Über Veranstaltungen, die von der Anmelde- bzw. Erlaubnispflicht 
ausgenommen sind, ist die zuständige Dienststelle der Deutschen Volkspolizei minde­
stens vier Wochen vor Durchführung zu informieren, wenn solche Maßnahmen erforder­
lich sind.

16 f) Der Verantwortliche für Räumlichkeiten, in denen Veranstaltungen durchgeführt 
werden, hat zu gewährleisten, daß die Räumlichkeiten baulich geeignet sind und sich in 
einem hygienisch einwandfreien und brandschutzgerechten Zustand entsprechend den gel­
tenden Rechtsvorschriften befinden. Der Nachweis darüber ist der Deutschen Volkspoli­
zei und den anderen zuständigen staatlichen Organen auf Verlangen vorzuzeigen. Der Ver­
antwortliche für Räumlichkeiten hat sich vor Durchführung der Veranstaltung davon zu 
überzeugen, daß der Veranstalter oder der Verantwortliche seinen Rechtspflichten zur An­
meldung der Veranstaltung nachgekommen ist bzw. die Erlaubnis zur Duchführung der 
Veranstaltung vorliegt.
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